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Alles was Recht ist: Zur Zulässigkeit weiterer 
Teilzulassungen für Vertragsärzte
Stephanie Wiege
Darf ein Arzt mehr als einen vollen Versorgungsauftrag in der vertragsärztlichen Versorgung übernehmen? Das 
Bayerische Landessozialgericht hat sich in einem aktuellen Urteil (L 12 KA 16 / 23) mit dieser Frage auseinander-
gesetzt und die Grenzen der Zulässigkeit weiterer Teilzulassungen neben bestehenden Versorgungsaufträgen 
aufgezeigt. Der vorliegende Fall verdeutlicht das Spannungsverhältnis zwischen der grundgesetzlich geschütz-
ten Berufsfreiheit von Ärzten und den regulatorischen Beschränkungen des Vertragsarztrechts.
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Der Fall
Der Kläger, ein Facharzt für Urolo-
gie, verfügte über zwei Zulassun-
gen zur vertragsärztlichen Versor-
gung mit jeweils einem hälftigen
Versorgungsauftrag sowie eine
 Filialgenehmigung. 

Mit Beschluss vom 13.12.2019 hob
der Landesausschuss der Ärzte und 
Krankenkassen die Zulassungsbe-
schränkungen für die Arztgruppe 
der Urologen im maßgeblichen Pla-
nungsbereich auf und stellte fest, 
dass dort keine Überversorgung 
mehr besteht. Der Beschluss erfolg-
te unter der Auflage, dass Zulassun-
gen nur vorgenommen werden dür-
fen, bis für die Arztgruppe Überver-
sorgung eintritt, was die Besetzung 
eines halben Versorgungsauftrags 
ermöglichte.

Der Kläger beantragte eine weite-
re Teilzulassung, was jedoch vom 
Zulassungsausschuss abgelehnt
wurde. Die Ablehnung wurde mit
der rechtlichen Unzulässigkeit ei-
ner dritten Teilzulassung, dem Al-
ter des Klägers (69 Jahre) und der 
bereits ausreichenden urologi-
schen Versorgung begründet. 

Gegen die Ablehnung klagte der
Arzt. Das Sozialgericht München
wies seine Klage in der ersten In-
stanz ab, woraufhin der Kläger 
Berufung beim Bayerischen Lan-
dessozialgericht einlegte.
ie Entscheidung
as Bayerische Landessozialgericht 

tützte sich auf die ständige Recht-
prechung des Bundessozialge-
ichts. Danach kann ein Arzt grund-
ätzlich nur eine Zulassung mit vol-
em Versorgungsauftrag haben. 

emäß § 95 SGB V ist eine zusätzli-
he Teilzulassung neben einer be-
tehenden vollen oder zwei hälfti-
en Zulassungen an getrennten 
tandorten unzulässig. Die Zulas-
ung nach § 95 Abs. 1 Satz 1 SGB V 
st die öffentlich-rechtliche Grund-
age für die Teilnahme an der ver-
ragsärztlichen Versorgung. Sie
egründet gemäß § 95 Abs. 3 
atz 1 Halbsatz 2 SGB V die Berech-
igung und Verpflichtung zur Leis-
ung im Umfang des Versorgungs-
uftrags.

m Rechtssinne existiert nur „die
ulassung“, die auch bei Tätigkeit
n zwei Fachgebieten nur einen vol-
en Versorgungsauftrag umfasst.
avon ausgenommen sind Sonder-

älle wie zwei hälftige Zulassungen
der eine Doppelzulassung als
ahnarzt und MKG-Chirurg. 

ieser Versorgungsauftrag ist un-
rennbar mit der Zulassung ver-
unden. Er bestimmt den Umfang
er Leistungspflichten und -rech-
e. Er kann als voller, hälftiger
der in zwei hälftige Teile aufge-
eilt wahrgenommen werden. 
7

as Bundessozialgericht hat wie-
erholt entschieden, dass ein drit-
er hälftiger Versorgungsauftrag
nzulässig ist, da dies der umfas-
enden Inpflichtnahme durch ei-
en vollen Auftrag sowie den 
rinzipien der Bedarfsplanung 
nd Honorarverteilung wider-
pricht.

as Bayerische Landessozialge-
icht wies die Argumentation des 
lägers zurück, dass die Versa-
ung einer über einen vollen Ver-
orgungsauftrag hinausgehenden 
ulassung seine Berufsfreiheit ge-
äß Art. 12 Abs. 1 GG unverhält-

ismäßig einschränke und gegen 
rt. 3 GG (Gleichheitsgrundsatz) 
erstoße.

as Gericht stellte weiter klar, 
ass es bei der Beurteilung der Zu-

ässigkeit einer über einen vollen 
ersorgungsauftrag hinausgehen-
en Zulassung nicht auf eine „Ein-
elfallorientierung“ ankommt. 

ubjektive oder objektive Mög-
ichkeiten einer Leistungsausdeh-
ung, ein besonderer Leistungs-
ille oder gesundheitliche bezie-
ungsweise altersbedingte Ein-
chränkungen der Leistungsfähig-
eit spielen hierbei keine Rolle. 

uch wenn das Bayerische Landes-
ozialgericht anmerkt, dass es
elbst dem Antrag eines über 
0-jährigen Arztes auf Zulassun-
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gen im Gesamtumfang von drei 
hälftigen Versorgungsaufträgen 
an drei unterschiedlichen, jeweils 
circa 30 km voneinander entfern-
ten Praxissitzen bei Vortrag einer 
problemlos zu erreichenden Erfül-
lung der jeweiligen Versorgungs-
aufträge kritisch gegenübersteht.

Fazit
Das Urteil des Bayerischen Landes-
sozialgerichts bestätigt klar die 
höchstrichterliche Rechtsprechung 
des Bundessozialgerichts: Ein Arzt
darf nur einen vollen Versorgungs-
auftrag ausüben. Individuelle Leis-
ungsfähigkeit oder regionale Ver-
orgungsbedürfnisse sind für die 
ulässigkeit weiterer Aufträge ir-
elevant. 

ies kann in Einzelfällen für die
etroffenen Ärzte belastend sein. 

och die Entscheidung schafft
echtssicherheit und Planbarkeit
ür Zulassungsgremien und Ver-
ragsärzte, die ihre Tätigkeit an 
ie bestehenden Rahmenbedin-
ungen anpassen müssen. 

ie Diskussion um flexiblere Ver-
orgungsaufträge und stärkere In-
ividualisierung bleibt jedoch of-
en. Zukünftige Reaktionen von
esetzgeber oder Rechtsprechung 
uf veränderte Rahmenbedingun-
en im Gesundheitswesen sind 
bzuwarten. ◼
PRAXIS & KLINIK
 2
Dr. jur. 
Stephanie Wiege
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